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Im Februar dieses Jahres schlug
der Bundesrat in seinem Finanzplan
vor, die Energieträger der Waren-
Umsatzsteuer zu unterstellen. Auf
diese Weise wollte man 300 Millio-

nen Franken für die notleidende
Bundeskasse beschaffen. Einig war
sich die Landesregierung aber of-
fensichtlich doch nicht ganz.
Nachdem schon für den Mai ein Be-
schluss in Aussicht gestellt wor-
den war, der dann vertagt wurde,
übergab der Bundesrat schliesslich
im Juli eine entsprechende Vorlage
dem Parlament. Die Reaktionen wa-
ren unterschiedlich, so wetterte
Nationalrat Fischer vom Gewerbe-
verband gegen jegliche neue Steu-
er. Einig aber war man sich darin:
bei einer Annahme der WUST hätte
eine zusätzliche zweckgebundene
Energieabgabe keine Chance mehr.
Konsequent entschied sich der
Bundesrat denn auch am 22. Okto-
ber gegen eine zweckgebundene
Energieabgabe im neuen Verfas-
sungsartikel.
Finanzpolitische siegten über
energiepolitische Ueberlegungen.
Der Bundesrat hat wieder einmal
gezeigt, dass er den Ernst der
energiepolitischen Lage überhaupt
nicht erkannt hat. Sogar die in-
dustrielastige GEK hatte mehr-
heitlich eine zweckgebundene Ener-
gieabgabe empfohlen. Manchem Geg-
ner einer wirksameren, stärker
aufs Sparen ausgerichteten Ener-
giepolitik des Bundes aber ist

Zfc/ftflfesÄmse...
Lieber den Spatz in der Hand als
die Taube auf dem Dach, hiess es
vereinzelt in der letzten Zeit
auch von Kritikern der offiziel-
len Energiepolitik. Aber die Ener-
gie-Wust ist energiepolitisch ge-
sehen nicht einmal ein Spatz. Denn
der Spareffekt durch die Verteue-
rung der Energie ist äusserst be-
scheiden: um 2,2 Milliarden Fran-
ken ist die Energierechnung der
Schweizer zwischen 1978 und 1979

Ganz so schnell wie der Bundesrat
gehofft hatte kommt sie nun doch
nicht, die Energie-Wust. Viel-
leicht ist das Projekt sogar end-
gültig gestorben, nachdem die zu-
ständige Kommission des National-
rates Anfang November beschlossen
hat, die Beratungen auszusetzen,
bis der Bundesrat seine Botschaft
zum Energie-Verfassungsartikel
vorgelegt hat. Man will eine mög-
liehe'zweckgebundene Energieabga-
be nun doch gleichzeitig mit der
finanzpolitisch motivierten
Energie-Wust diskutieren. Das Tau-
ziehen um die Energie-Besteuerung
zeigt, wie konfus die Energiepoli-
tik des Bundes ist und mit welchen
Tricks in Bern gefochten wird. Die
Auseinandersetzung ist noch nicht
beendet. Wir von der energiepoli-
tischen Opposition müssen in die-
ser zentralen Frage für die zu-
künftige Energiepolitik klar Stel-
lung beziehen.

die WUST sicher ein willkommenes
Mittel, um eine zweckgebundene
Energieabgabe zu verhindern.
Die SES hat bereits im August das
Referendum gegen eine allfällige
Energie-Wust angedroht und konnte
damit weitere Organisationen be-
einflussen. Wir sind der Ansicht,
dass die Energie-Wust energiepoli-
tisch keinerlei Fortschritt dar-
stellt, dass sie eine sinnvolle
Energieabgabe verunmöglicht und
dass sie als indirekte Steuer als
unsozial bezeichnet werden muss.
Unsere Referendumsdrohung mag
nicht unwesentlich zur vorläufigen
Schubladisierung der Energie-Wust
beigetragen haben.
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